
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
18 . Wahlper iode

Drucksache 18/4946
zu Drucksache 18/4300
zu Drucksache 18/4940
09. 12. 2022

Ä n d e r u n g s a n t r a g

der Fraktion FREIE WÄHLER

zu der Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses
– Drucksache 18/4940 –

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 18/4300 –

Landeshaushaltsgesetz 2023/2024 (LHG 2023/2024)

Die Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses – Drucksa-
che 18/4940 – zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 18/4300 – 
wird wie folgt geändert:

In der Anlage 1 zu Abschnitt II Nr. 1 werden Änderungen des Haushaltsplans 
2023/2024 in der Reihenfolge der Haushaltssystematik entsprechend den beigefüg-
ten Deckblättern1 vorgenommen.

Für die Fraktion:
Stephan Wefelscheid

1	 Hinweis der Landtagsverwaltung: Die Fraktion FREIE WÄHLER hat mit Schreiben vom 
9. Dezember 2022 die Deckblätter 22 und 74 aus der Vorlage 18/2895 aktualisiert sowie ein 
zusätzliches Deckblatt 4A ergänzt.

Druck: Landtag Rheinland-Pfalz, 16. August 2023 – Vorabdruck verteilt am 9. Dezember 2022
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 02

Titel 684 29

ggf. Seite 45

Zweckbestimmung Pauschaler Aufwendungsersatz für den 
Landessportbund und seine 
angeschlossenen Organisationen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

7.232.400 7.419.400 +3.000.000 +3.000.000 10.232.400 10.419.400

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

5. Zuschüsse zur Entlohnung von Minijobbern in 
Vereinen

1.500.000

6. Zuschüsse für Vereine mit eigenen 
Sportanlagen/Sporthallen

1.500.000

Jeweils für die Jahre 2023 und 2024.

Begründung des Antrags:

Da  ab  dem  01.10.2022  der  Mindestlohn  von  12  Euro/Stunde  –  was  zu  einer
Geringfügigkeitsgrenze von 520 Euro führt – für Minijobber zu zahlen ist, stehen viele Vereine
vor  der  Herausforderung 20% mehr  an Personalkosten  aufbringen  zu müssen oder  gar  die
Anzahl  der  Arbeitsstunden  noch  weiter  zu  reduzieren.  Gleichzeitig  sehen  sich  Vereine  mit
eigenen  Sportanlagen  und  Sporthallen  mit  massiv  steigenden  Energiekosten  sowie  oftmals
hohen  Reparaturzahlungen  konfrontiert.  Um  auch  weiterhin  ein  reges  Vereinsleben  in
Rheinland-Pfalz garantieren zu können, muss das Land diesen Entwicklungen Rechnung tragen.

1
Anlage
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 02

Titel 684 32

ggf. Seite 46

Zweckbestimmung Zuschüsse zur Förderung von Sportprojekten
- allgemeine Landesmittel

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

13.613.100 13.613.100 +100.000 +100.000 13.713.100 13.713.300

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Die Positionen 1 – 17 bleiben unverändert und werden ergänzt um:

18.     zur Förderung von präventiven und therapeutischen                                                100.000
          Maßnahmen wie beispielsweise Herzsportgruppen   

Jeweils für die Jahre 2023 und 2024.                                                                          

Begründung des Antrags:

Präventive und therapeutische Maßnahmen im Bereich Sport werden mittelfristig zu einer 
Entlastung des Gesundheitssystems führen.

2
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 07

Titel 883 04 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Zuschuss für die Sanierung und 

Restaurierung von Burg Neuerburg

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+200.000 +200.000 200.000         200.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung

Begründung des Antrags:

Diese Mittel stehen für notwendige Sicherungs- und Investitionsmaßnahmen an Burg Neuerburg
zur Verfügung.

3
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 08

Titel 883 74

ggf. Seite 161

Zweckbestimmung Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden
und Gemeindeverbände

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

2.000.000 2.000.000 +8.000.000 +8.000.000 10.000.000 10.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Nach der aktuell  gängigen Praxis  sind die  Kommunen für  die Aufstellung,  Unterhaltung und
Finanzierung von Warnsirenen in den Gemeinden zuständig. Dazu können Zuschüsse aus dem
Sonderprogramm  des  Bundesinnenministeriums  sowie  aus  den  vom  Land  Rheinland-Pfalz
bereitgestellten Mitteln beantragt werden. Zu diesem Zweck wurde im Oktober 2021 eine Bund-
Länder-Vereinbarung zur Förderung der Sireneninfrastruktur  beschlossen, nach welcher  dem
Land Rheinland-Pfalz Bundesfördermittel von 4,1 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Seitens
des  Landes  wurde  dieses  Sirenen-Förderprogramm mit  Landesmitteln  in  Höhe  von  rund  4
Millionen Euro ergänzt. Angesichts der beiden vergangenen bundesweiten Sirenenwarntage, die
mit  wenig  Erfolg  durchgeführt  wurden  und  enorme  Lücken  sowohl  in  der  bundesweiten
Funktionalität als auch in der tatsächlichen Möglichkeit der flächendeckenden Nutzung und dem
Vorhandensein  von  Sirenen  aufgedeckt  hat,  müssen  die  Landesmittel  für  die
Hochleistungssirenen aufgestockt werden.

4
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport
Kapitel 03 09
Titel 461 01 neu
ggf. Seite
Zweckbestimmung Globale Mehrausgabe Feuerwehrzulage

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+89.000 +89.000 89.000 89.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung.

Begründung des Antrags:

Analog zur Polizeizulage soll die Feuerwehrzulage auf mindestens 220 Euro erhöht werden. Sie 
muss außerdem ruhegehaltsfähig sein.

4A
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 09

Titel 526 13 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Kosten für ein Gutachten: Rentenpunkte 

Feuerwehr/Blaulichtfamilie

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+100.000 0 100.000 0

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung.

Begründung des Antrags:

Die  Nachwuchsgewinnung  bei  der  Freiwilligen  Feuerwehr  sowie  den Hilfsorganisationen  der
Blaulichtfamilie  wird  immer  schwieriger.  Auch  die  Sozialdemokratische  Gemeinschaft  für
Kommunalpolitik  hatte  im  Landtagswahlkampf  die  Forderung  nach  Rentenpunkten  für
Feuerwehrleute der FFW. Mit einem Gutachten ist in einem ersten Schritt zu errechnen, wie ein
solches System für die FFW/gesamte Blaulichtfamilie aussehen kann und was dies kostet.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport
Kapitel 03 10
Titel 422 01
ggf. Seite 206
Zweckbestimmung Bezüge der planmäßigen Beamten

Stellenplan

Amts-/Dienst-
Bezeichnung

BesGr./
EntgeltGr. Ea

Reg.-Vorlage Änderung (+/-) Ansatz 
(Neu)

2023 2024 2023 2024 2023 2024
Erster 
Polizeihauptkommissar

A13 III 155,25 155,25 +31,75 +31,75 187 187

Polizeihauptkommissar A12 III 398,75 406,75 +43,25 +35,25 442 442

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

393.516.000 401.974.300 +650.000 +650.000 394.166.000 402.624.300

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Der Stellenplan wird entsprechend angepasst.

Begründung des Antrags:

Die Anzahl der Beförderungen nach A 12 und A 13 müssen jeweils um 10 Prozent ausgeweitet
werden. Alle Funktionen, die in der Folge nach A 12 oder A 13 bewertet sind, machen es 
erforderlich, denjenigen, die sich in der Funktion nach einer bestimmten Wartezeit und einer 
Probezeit bewährt haben, auch das entsprechende Beförderungsamt zu übertragen. Hierfür 
werden jährlich ca. 650.000 Euro fällig.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 10

Titel 461 01 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Globale Mehrausgabe Polizeizulage

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+806.000 +816.000 806.000 816.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung

Begründung des Antrags:

Die Polizeizulage für Bundespolizisten beträgt 228 Euro. Rheinland-pfälzische Beamte erhalten
derzeit  lediglich  132,69  Euro.  Mit  der  Erhöhung  der  Zulage  auf  220  Euro  soll  sich  dem
Bundesniveau angenähert werden. Außerdem muss die Zulage ruhegehaltsfähig sein. 

7
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 10

Titel 516 06 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Flex-Titel

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro
0 0 0 0

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Leertitel

Begründung des Antrags:

Unter anderem für die kurzfristige Beschaffung von Desinfektions- und Hygieneartikeln sowie
Schutzausstattung. Dieser sachgebundene „Flex-Titel“ steht allen Polizeibehörden im Bedarfsfall
zu. 

8
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 10

Titel 685 01 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Forschungsprojekt zur Entwicklung des 

Sterbealters bei Polizisten

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+50.000 0 50.000 0

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung

Begründung des Antrags:

Die jährlichen Berichte der Landesregierung über die Beamtenversorgung zwischen den Jahren
1999 bis 2018 dokumentieren, dass die Einstellung des Ruhegehalts – also das Sterbealter –
bei Polizisten mit 77 Jahren ca. 5 Jahre unter dem Schnitt der restlichen Verwaltung erfolgt. Um
die  Ursachen  für  dieses  Missverhältnis  verstehen  zu  können,  werden  Mittel  für  eine
entsprechende Studie bereitgestellt. 

9



12

Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 10

Titel 812 04

ggf. Seite 226

Zweckbestimmung Beschaffung von polizeitechnischen Geräten

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

2.301.000 3.261.000 +1.100.000 +1.100.000 3.401.000 4.361.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Eine optimale Ausstattung von Polizeikräften ist essenziell für die sichere Dienstausübung der
Beamten.  Dazu gehören ausreichend Schutzhelme-  und Westen sowie der flächendeckende
Einsatz von Bodycams. Die Gewalt gegen Polizisten hat im Zuge der Corona-Pandemie noch
einmal  zugenommen  –  auch  auf  den  zahlreichen  Demonstrationen.  Für  deren  persönliche
Ausrüstungsgegenstände müssen zwingend genügend Mittel bereitgestellt  werden. Außerdem
sind die Stätten für Schieß- und Einsatztrainings so zu ertüchtigen,  dass sie dem in Köpfen
anwachsenden  Personalkörper  und  der  Notwendigkeit  steigender  Trainingsintervalle  auch
langfristig Rechnung tragen.

10
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 10

Titel 812 99

ggf. Seite 243

Zweckbestimmung Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenständen für die 
Datenverarbeitung, Software

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

1.431.400 1.393.400 +300.000 +300.000 1.731.400 1.693.400

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Punkt 1 der Erläuterung wird im Jahr 2023 auf 1.676.400 Euro und im Jahr 2024 auf 1.638.400 
Euro erhöht.

Begründung des Antrags:

Das  vorgesehene  Budget  muss  erhöht  werden,  um  bis  Ende  2024  die  Beschaffung  und
Auslieferung von Geräten an alle operativen Einsatzkräfte in ausreichender Zahl zu ermöglichen.

11



14

Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport
Kapitel 03 13
Titel 422 05
ggf. Seite 269
Zweckbestimmung Anwärterbezüge

Stellenplan

Amts-/Dienst-
Bezeichnung

BesGr./
EntgeltGr. Ea

Reg.-Vorlage Änderung (+/-
)

Ansatz 
(Neu)

2023 2024 2023 2024 2023 2024
Kommissaranwärter ANW III 1.530,00 1.450,00 +350 +350 1.880 1.800

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

25.500.700 23.945.300 +5.460.000 +5.460.000 30.960.700 29.405.300

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Für die Haushaltsjahre 2023 und 2024 ist die Einstellung von 800 Kommissaranwärtern 
vorgesehen.

Begründung des Antrags:

Die Zahl der Polizeivollzugsbeamten soll schrittweise auf 11.000 erhöht werden. 

12
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 13

Titel 514 02

ggf. Seite 273

Zweckbestimmung Beköstigung

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

310.500 310.500 +50.000 +50.000 360.500 360.500

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Der Satz „Ausgaben dürfen bis zur Höhe der Isteinnahmen bei dem Titel 119 07 geleistet 
werden“ wird gestrichen.

Begründung des Antrags:

Aufgrund der steigenden Lebensmittelkosten und steigender Anforderungen an eine gesunde
Lebensführung  müssen  die  veranschlagten  Summen angehoben  und  Sachbezugswerte  neu
definiert werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 03 Ministerium des Innern und für Sport

Kapitel 03 13

Titel 525 03

ggf. Seite 275

Zweckbestimmung Aus- und Fortbildung des 
Kriseninterventionsteams der Polizei

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

10.000 10.000 +30.000 +30.000 40.000 40.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Aufgrund der in den letzten Jahren deutlich angestiegenen Anforderungen an die
persönliche Resilienz und der deutlich zugenommenen Belastungsmomente im Dienst muss das
Budget für Supervisionen erhöht werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 05 Ministerium der Justiz
Kapitel 05 04
Titel 422 01
ggf. Seite 76
Zweckbestimmung Bezüge der planmäßigen Beamten

Stellenplan

Amts-/Dienst-
Bezeichnung

BesGr./
EntgeltGr. Ea Reg.-Vorlage Änderung (+/-) Ansatz (Neu)

2023 2024 2023 2024 2023 2024
Regierungsrat A13 III 9 9 +1 +1 10 10
Amtsrat A12 III 15 15 +3 +3 18 18
Regierungsamtsmann A11 III 25 25 +3 +3 28 28

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

87.333.700 87.559.500 +313.355 +313.355 87.647.055 87.872.855

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Der Stellenplan wird entsprechend angepasst.

Begründung des Antrags:

Gerade die Bediensteten des 3 Einstiegsamtes im Justizvollzug tragen die Hauptlast der 
Verantwortung in den Justizvollzugsanstalten. Sie entscheiden maßgeblich über Lockerungen, 
Vollzugsmaßnahmen der Sicherheit und Ordnung sowie auch über das eingesetzte Personal mit 
bzw. tragen die Verantwortung hierfür. Dementsprechend muss eine bessere 
Beförderungsperspektive geschaffen werden. Es entstehen Mehrkosten von 313.355 Euro.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 06 Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Transformation und Digitalisierung

Kapitel 06 02
Titel 684 19
ggf. Seite S. 35
Zweckbestimmung Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

10.600.000 11.000.000 +2.200.000 +2.200.000 12.800.000 13.200.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Die Erläuterungen in Punkt 2 „Maßnahmen zur Verbesserung der Berufswahlkompetenz und
Erhöhung von Ausbildungsreife und Ausbildungsfähigkeit“ werden in den Jahren 2023 und 2024
auf jeweils 12.800.000 EUR und 13.200.000 EUR erhöht.

Begründung des Antrags:

Mit der vorgesehenen Erhöhung der Mittel sollen Jugendliche beim Übergang von der Schule in
die assistierte Ausbildung im Bereich der erneuerbaren Energien unterstützt werden. Zudem ist
mit  denselben  Fördermitteln  eine  Finanzierung  für  den  Beruf  Anlagenmechaniker  für
Photovoltaik vorgesehen.

16
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 06 Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Transformation und Digitalisierung

Kapitel 06 02

Titel 684 54

ggf. Seite S. 38

Zweckbestimmung Förderung der Fachberufe des 
Gesundheitswesens, besonders 
Pflegeberufe

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

6.500.000 6.850.000 +1.200.000 +1.200.000 7.700.000 8.050.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Der Bedarf an professionell Pflegenden steigt stetig durch eine zunehmende Komplexität der zu
behandelnden Fälle (z.B. Zunahme chronischer Erkrankungen). Zudem hat sich die Rolle von
Pflegenden aufgrund höherer Verantwortung geändert. Mit den Mitteln sollen Studierenden des
primärqualifizierenden  Bachelorstudiengangs  Pflege  (B.Sc.)  Vergütungen  für  Praxiseinsätze
bereitgestellt  werden,  sodass  Gleichstellung  mit  Studierenden  der  Hebammenwissenschaft
sowie den Auszubildenden an Pflegefachschulen erreicht werden kann. Gleichzeitig soll damit
die Auslastung an Studienplätzen in den Bachelorstudiengängen Pflege sichergestellt werden. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 06 Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Transformation und Digitalisierung

Kapitel 06 02

Titel 684 64

ggf. Seite S. 40

Zweckbestimmung Zuschüsse zu Maßnahmen zur 
Verbesserung der Teilhabe behinderter 
Menschen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

607.000 630.000 +393.000 +370.000 1.000.000 1.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Blinde  und  sehbehinderte  Menschen  sind,  bedingt  durch das  fehlende  oder  eingeschränkte
Sehvermögen, Orientierungsproblemen und damit verbundenen Gefährdungen ausgesetzt. Mit
der Erhöhung der Mittel  soll  der Ausbau von Orientierung und Leitsystemen, wie z.B.  taktile
Blindenleitsysteme aus Bodenindikatoren, in den öffentlichen Verwaltungen gefördert werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 06 Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Transformation und Digitalisierung

Kapitel 06 34

Titel 883 71

ggf. Seite 136

Zweckbestimmung Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden
und Gemeindeverbände zum 
Breitbandausbau

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

0 0 +25.500.000 +25.500.000 25.500.000 25.500.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Die  beiden  vorletzten  Sätze  der  Erläuterung  „Die  Finanzierung  von  noch  ausstehenden
Auszahlungen erfolgt durch Ausgabereste aus Vorjahren. Bei Kapitel 06 34 Titel 883 71 werden
keine über den o.a. Finanzrahmen liegenden Haushaltsmittel benötigt“ werden ersetzt durch:
„Bei Kapitel 06 34 Titel 883 71 werden zusätzliche Mittel in Höhe von 25.500.000 Mio. Euro
benötigt  –  insbesondere  für  den  Ausbau  von  Glasfaseranschlüssen  bei  Weilern  und
Ausgehöften.

Begründung des Antrags:

In Rheinland-Pfalz gibt es neben den mehr als 2300 Gemeinden viele Ortsteile,  Ortsbezirke
sowie Weiler und Ausgehöfte. Diese sind mit Glasfaser bis ins Haus anzuschließen, da dies
günstiger  ist  als  ein  cascadenartiger  Ausbau  der  alten  Infrastruktur.  Damit  erfolgt  eine
wirtschaftliche Inwertsetzung sonst - ohne (schnelle) Internetverbindung - nicht vermarktbarer
Liegenschaften.  Gleichzeitig  schafft  man  so  Anschlusspunkte  für  Mobilfunkmasten  im  dünn
besiedelten  Raum.  Dies  führt  zu  einer  Netzverdichtung  im  Sicherheitssystem  -  auch  für
Rettungspunkte im Wald.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 06 Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Transformation und Digitalisierung

Kapitel 06 34

Titel 883 71

ggf. Seite 136

Zweckbestimmung Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden
und Gemeindeverbände zum 
Breitbandausbau

Verpflichtungsermächtigung

Regierungsvorlage
Verpflichtungsermächtigung

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Verpflichtungsermächtigung
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+150.000.000 0 150.000.000 0

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Die VE wird so dargestellt, dass auf die Jahre 2024 bis 2028 jeweils 30 Millionen Euro entfallen.

Begründung des Antrags:

Da der Bund die Förderung des Gigabitausbaus vorerst gestoppt hat, muss das Land mit einem
eigenen  Programm  gegensteuern.  Es  muss  sichergestellt  werden,  dass  die  rheinland-
pfälzischen Kommunen weiterhin in die Lage sind, den Breitbandausbau voranzutreiben.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 07 Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und 
Integration

Kapitel 07 06
Titel 684 01
ggf. Seite 82
Zweckbestimmung Fokus Kultur: Neustart für 

Kultureinrichtungen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

0 0 +800.000 +800.000 800.000 800.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

„Leertitel“ wird gestrichen.

Begründung des Antrags:

Das Förderprogramm „Stärkung der Vereinsarbeit im Kulturbereich zur Überwindung der Folgen 
der Corona-Pandemie“ muss finanziell ausreichend – und zwar gemäß des Ist-Stands 2022 – 
ausgestattet werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 07 Ministerium für Familie, Frauen, Kultur 
und Integration

Kapitel 07 06
Titel 684 07 neu
ggf. Seite
Zweckbestimmung Zuweisung an Karnevalsvereine für 

Gutachten

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+500.000 +500.000 500.000 500.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Förderung von Gutachten zur Betriebserlaubnis von Karnevalswägen.

Begründung des Antrags:

Das Land bezuschusst die fälligen Gutachterkosten, um eine Betriebserlaubnis zu erhalten.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 07 Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und 
Integration

Kapitel 07 12
Titel 684 07
ggf. Seite 124
Zweckbestimmung Zuschüsse für Frauenorganisationen und –

initiativen sowie Maßnahmen zur Umsetzung
von Gender Mainstreaming

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

265.000 190.000 -5.600 -5.600 259.400 184.400

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Punkt 3 der Erläuterung „Gender Mainstreaming“ wird gestrichen und die Nummerierung 
entsprechend angepasst.

Begründung des Antrags:

Die Ausgaben für Gender Mainstreaming sollten von den Zuschüssen für Frauenorganisationen
und  -initiativen  inhaltlich  getrennt  werden.  Während  die  FREIE  WÄHLER-Landtagsfraktion
beispielsweise  das  Programm  „Mehr  Frauen  in  die  Räte“  ausdrücklich  begrüßt,  lehnt  sie
Maßnahmen im Bereich Gender Mainstreaming grundsätzlich ab. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 07 Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und 
Integration

Kapitel 07 55

Titel 533 03

ggf. Seite 145

Zweckbestimmung Bestandserhalt

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

100.000 100.000 +100.000 +100.000 200.000 200.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Der Erhalt des schriftlichen Kulturgutes unseres Landes ist von höchster Bedeutung und bedarf 
einer größeren Anstrengung sowie erhöhter finanzieller Mittel.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 06

Titel 891 08 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Nutzungsentgelte an den Landesbetrieb 

Mobilität für die Unterstützung der 
Kommunen bei der Planung von Radwegen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+1.000.000 +1.000.000 1.000.000 1.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Mittel aus diesem Ansatz können auch für externe Ingenieursleistungen aufgewendet werden. 

Begründung des Antrags:

Der  Radwegeausbau  könnte  durch  die  Unterstützung  der  Kommunen  bei  der  Planung
beschleunigt  werden.  Mittel,  insbesondere  von  Seiten  des  Bundes,  stehen  hinreichend  zur
Verfügung, und auch der Umsetzungswille bei den Kommunen ist vorhanden, es fehlt jedoch
vielerorts  an  personellen  Ressourcen  zur  Planung.  Der  LBM  sollte  hier  entsprechend
einspringen  und  neben  der  Information  über  Förderangebote  auch  bei  der  Planung
Unterstützung leisten. Externe Ingenieurbüros können bei Bedarf hinzugezogen werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 11

Titel 811 01 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Förderung von Gewerbetreibenden KMU im 

Bereich der Verkehrstransformation

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+2.000.000 +2.000.000 2.000.000 2.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Um  gewerbetreibende  KMUs  in  Rheinland-Pfalz  bei  der  Transformation  ihrer  Mobilität  zu
unterstützen, werden Fördermittel zur Beschaffung von elektrischen Lastenrädern bereitgestellt.
Die Haushaltsmittel werden zur Förderung von E-Lastenfahrrädern für den fahrradgebundenen
Lasten- und Personenverkehr als Ergänzung zu den Bundesmitteln eingesetzt. Die Fördermittel
sind auf Antrag zu gewähren und werden je Fahrrad auf 500€ begrenzt.

Begründung des Antrags:

Um  das  im  Koalitionsvertrag  vereinbarte  Ziel  „Mehr  KMUs  in  die  Innenstädte  zu  bringen“
umzusetzen,  bedarf  es einer  Transformation der Gewerbefelder  und der  damit  verbundenen
Mobilität  der  Gewerbetreibenden  an  sich.  Handwerksbetriebe  müssen  hier  von  ihren
Kleintransportern Abschied nehmen und auf Lastenräder umsteigen. Nur so haben diese eine
Chance  in  den  meist  überfüllten  Innenstädten  zu  den  Kunden  zu  gelangen.  Für  kleinere
Reparaturen und Wartungsarbeiten, für die nur wenig Material und Werkzeug benötigt wird, ist
der Kleintransporter meist unwirtschaftlich. Lastenräder bieten hier eine effektive Alternative und
tragen zur CO2-Reduktion bei. Auch Tagesmütter könnten hiervon profitieren, wenn sie Kinder
in den Kitas abholen müssen. Die Bundesmittel sehen hier keine Förderung vor. Eine auf nur für
Tagesmütter zugeschnittene Förderung im Bereich des Personentransports mit Lastenrädern,
wirkt sich in Ballungsgebieten positiv auf den CO2-Abdruck und den Individualverkehr aus.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 11
Titel 883 09
ggf. Seite 154
Zweckbestimmung Zuweisung für den Abriss und Ersatz der 

Pfaffendorfer Brücke in Koblenz im Zuge der 
B49

Verpflichtungsermächtigung

Regierungsvorlage
Verpflichtungsermächtigung

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Verpflichtungsermächtigung
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+42.000.000 0 42.000.000 0

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Die neue Verpflichtungsermächtigung wird auf die bereits bestehende für die Jahre 2024 – 2025
aufgeteilt.

Begründung des Antrags:

Die Beteiligung des Landes an den Kosten für den Abriss und Ersatz der Pfaffendorfer Brücke 
wird den erhöhten Gesamtkosten des Vorhabens angepasst. Die VE aus dem Jahr 2022 muss 
ergänzt werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 22

Titel 546 01

ggf. Seite 181

Zweckbestimmung Aktivitäten zur Verbesserung der 
Marktposition von Landwirten und Winzern 
und zur Stärkung der regionalen 
Vermarktung

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

390.000 390.000 +410.000 +410.000 800.000 800.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Da  es  abzusehen  ist,  dass  die  Pandemie  in  den  Jahren  2023  und  2024  viele
Veranstaltungsformate zulässt, müssen entsprechende Mittel bereitgestellt werden, um Winzer
und Landwirte bei der Vermarktung ihrer Produkte bestmöglich zu unterstützen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 22

Titel 683 17

ggf. Seite 185

Zweckbestimmung Zuschüsse zur Verbesserung der 
Marktposition von Landwirten und Winzern 
und zur Stärkung der regionalen 
Vermarktung

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

115,000 115.000 +35.000 +35.000 150.000 150.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Da  es  abzusehen  ist,  dass  die  Pandemie  in  den  Jahren  2023  und  2024  viele
Veranstaltungsformate zulässt, müssen entsprechende Mittel bereitgestellt werden, um Winzer
und Landwirte bei der Vermarktung ihrer Produkte bestmöglich zu unterstützen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 22

Titel 683 18

ggf. Seite 186

Zweckbestimmung Förderung des Steillagenweinbaus

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

2.000.000 2.000.000 +500.000 +500.000 2.500.000 2.500.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die Stärkung des Weinanbaus in Steil- und Hanglagen an Rhein und Mosel ist essenziell für die
Kulturlandschaft  von  Rheinland-Pfalz.  Gleichzeitig  müssen  die  betroffenen  Winzer  stets  mit
höheren  Bewirtschaftungskosten  aufgrund  der  Geländestruktur  rechnen.  Gerade  die
Flutkatastrophe im Ahrtal hat die Bedeutung von Steillagen auf tragische Weise verdeutlicht. Die
dortigen Winzer müssen in besonderer Form unterstützt werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 22

Titel 812 99

ggf. Seite 208

Zweckbestimmung Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenständen für die 
Datenverarbeitung, Software

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

0 0 +105.000 +105.000 105.000 105.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Der  Digitalisierung kommt zukünftig  in  unserer  leistungsstarken Landwirtschaft  und unserem
Weinbau eine Kernaufgabe zu. Sie ist ein Schritt zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit im
Agrarsektor.  Durch  den  Technologiewandel  hat  sich  eine  Vielzahl  digitaler  Werkzeuge
entwickelt,  die  Landwirten  helfen,  ihre  Produktion  zu  modernisieren  und  ertragreicher  zu
gestalten.  Ebenso  können  dadurch  Arbeitsbedingungen,  Verwaltung  und  die  regionale
Vermarktung verbessert werden. 
Die rheinlandpfälzischen Betriebe der  Landwirte und Winzer müssen intensiv und proaktiv bei
der digitalen Transformation unterstützt werden. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 23

Titel 683 09

ggf. Seite 216

Zweckbestimmung Zuschüsse zur Verbesserung der Gesundheit
und Robustheit landwirtschaftlicher Nutztiere

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

600.000 600.000 +200.000 +200.000 800.000 800.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die Genetik beeinflusst gesundheitsrelevante Merkmalskomplexe. Krankheitsresistenz, Vitalität,
Stressresistenz und Adaptationsvermögen treten bei unterschiedlichen Rassen und Zuchtlinien
mit einer großen Variationsbreite auf,  unabhängig von bekannten Umwelteinflüssen.  Gezielte
Züchtung beeinflussen diese Merkmalskomplexe positiv. In einer Reihe von Zuchtprogrammen
wird daran gearbeitet, Robustheit, Gesundheit und Vitalität als Merkmale zu definieren und in die
praktische Zuchtarbeit mit aufzunehmen. Die wissenschaftliche Begleitung und deren Evaluation
ist die Grundlage für die landwirtschaftlichen Betriebe und deren zukünftige Ausrichtung. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 22
Titel 683 23 
ggf. Seite 187
Zweckbestimmung Förderung bei der erstmaligen Niederlassung 

von Landwirten (Existenzgrundlage)

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

100.000 100.000 +150.000 +150.000 250.000 250.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Rheinland-Pfalz möchte ab 2023 erstmals Hofübernahmen, Existenzgründungen und den 
Quereinstieg in die Landwirtschaft mit einer Prämie erleichtern.
Angesicht der Überalterung in Landwirtschaft und Weinbau und einer geringen Quote der 
Hofnachfolge, unterstützt Rheinland-Pfalz mit der Existenzprämie die schwierige Anfangsphase 
und erleichtert den Start. Wichtig sind hier neben finanziellen Erleichterungen auch eine gute 
individuelle Beratung und weiterführende Begleitung, damit die Unternehmen langfristig 
erfolgreich sein können. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 23

Titel 892 38

ggf. Seite 227

Zweckbestimmung Maßnahmen zum Schutz vor Schäden durch 
den Wolf

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

200.000 200.000 +550.000 +550.000 750.000 750.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Wie  die  Landesregierung  auch  in  der  Beantwortung  der  Großen  Anfrage  „Entwicklung  und
Zukunft  des  Wolfs  in  Rheinland-Pfalz“  bestätigt,  ist  eine  weitere  Ausbreitung  des Wolfes  in
Rheinland-Pfalz perspektivisch anzunehmen, insgesamt handelt  es sich um eine dynamische
Situation. Zeitgleich gibt die Landesregierung an, dass eine Regulierung des Bestandes nicht
vorzunehmen  sei.  Dementsprechend  ist  eine  Zunahme  von  Wolfsangriffen  auf  Nutztiere
anzunehmen.  Dieser  muss  die  Landesregierung  mit  angemessener  Förderung  von
Herdenschutzmaßnahmen  entgegenhalten.  So  war  der  Ist-Stand  im  Jahr  2021  bereits  mit
728.908 € ausgezeichnet, ein Betrag dieser Größenordnung sollte auch für die Jahre 2023 und
2024 verfügbar gemacht werden, um den Tierhaltern angemessene Unterstützung zusichern zu
können.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 77

Titel 686 10 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Förderung von Start-Ups in ländlichen 

Regionen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+2.000.000 +2.000.000 2.000.000 2.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Die Mittel sind vorgesehen für die gezielte Unterstützung von Gründern außerhalb von Städten.

Begründung des Antrags:

Die Start-Up-Förderung auch außerhalb von Städten ist von besonderer Bedeutung, um bisher 
wirtschaftlich schwache Landesteile gezielt als Wohn- und Arbeitsort zu unterstützen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 77
Titel 686 74
ggf. Seite 386
Zweckbestimmung Zuschüsse für Marketingmaßnahmen und 

zur Leistungssteigerung im Tourismus

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

5.300.000 4.300.000 +20.700.000 +21.700.000 26.000.000 26.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Im Jahr 2019 – als Referenzgröße für die Zahlen vor der Pandemie – konnten in Rheinland-Pfalz
ca. 26 Millionen Übernachtungen verzeichnet werden. Jede Übernachtung soll mit einem Euro
durch das Land gefördert werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 77

Titel 892 65 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Förderung der Entwicklung und des Ausbaus

von Stromspeichern

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+3.000.000 +5.000.000 3.000.000 5.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Unterstützt werden Investitionen, Projekte und Maßnahmen, die das Ziel verfolgen, temporäre
Speicherkapazitäten  für  Strom  in  Rheinland-Pfalz  zu  schaffen.  Hierbei  liegt  der  Fokus  auf
Pumpspeichern,  Batteriekraftwerken,  Hochtemperaturspeichern,  Druckluftspeichern  und
vergleichbaren Technologien, die auf kurzfristigen Lastenausgleich und Speicherhorizonte bis zu
wenigen Tagen ausgelegt sind. Ebenfalls unterstützt werden Maßnahmen, die begleitend zur
Ertüchtigung  oder  Schaffung  der  Infrastruktur  notwendig  sind,  sowie  die  Planung  und
Projektierung. 

Begründung des Antrags:

Während die Förderung von Wasserstoffprojekten, alternativen Antrieben und der Erzeugung
von  regenerativer  Energie  mittlerweile  hoch  auf  der  Agenda  steht  und  erhebliche  Mittel
bereitgestellt  werden, findet die Schaffung von Kurzfrist-Energiespeichern wie Pumpspeichern
oder Batteriekraftwerken derzeit kaum Beachtung. Dabei sind diese elementar notwendig, um
eine  Umstellung  auf  tendenziell  volatile  regenerative  Energieträger  wie  Wind und Sonne  zu
realisieren. Daher fordern wir einen angemessenen Finanzrahmen, um potentielle Projektträger
zu  ermutigen,  Investitionen  zu  tätigen  und  auch  neue  Technologien  in  Rheinland-Pfalz  zur
Anwendung  zu  bringen.  Der  Bereich  der  Energiespeicher  bietet  nach  unserem Dafürhalten
großes wirtschaftliches und technologisches Potenzial,  das wir  unbedingt  für Rheinland-Pfalz
erschließen  und  mit  angemessener  Förderung  unterstützen  sollten.  Da  dieser  Bereich  sehr
dynamisch  ist  und  die  technologische  Entwicklung  schnell  voranschreitet,  empfiehlt  es  sich,
bereits für 2024 den Ansatz anzuheben.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 08 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau

Kapitel 08 77
Titel 892 66 neu
ggf. Seite
Zweckbestimmung Förderung des Ausbaus der notwendigen 

Netzinfrastruktur für E-Ladestationen 

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+5.000.000 +5.000.000 5.000.000 5.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Unterstützt werden Investitionen, Maßnahmen und Projekte, welche die Ertüchtigung und den
Ausbau  der  Netzinfrastruktur  zum  Zweck  der  Versorgung  von  E-Ladestationen  bzw.  E-
Ladesäulen zum Ziel haben. Ebenfalls unterstützt werden die Planung und Projektierung. 

Begründung des Antrags:

Zum  Laden  von  E-Fahrzeugen,  unabhängig  ob  privat,  gewerblich  oder  etwa  von  den
kommunalen  Betrieben  genutzt,  sind  erhebliche  Ladeströme  vonnöten.  So  kann  sich  die
Abnahmeleistung einer Stromtankstelle mit mehreren Schnellladesäulen, die mittlerweile bis zu
350 kW Ladeleistung haben können, bereits im Megawattbereich bewegen. Ähnlich ist es bei
gewerblichen  Ladestationen,  diese  können  bis  in  den  Bereich  von  etwa  700  kW betrieben
werden.  Für  solche  Spitzenlasten  ist  die  Netzinfrastruktur  jedoch  vielerorts  nicht  ausgelegt.
Hinzu  kommen  auch  private  Ladestationen,  die  bei  zunehmender  Anzahl  ebenfalls  eine
Belastung für das Netz darstellen, auch wenn hier die intelligente Steuerung von Ladezeiten und
gegebenenfalls  die  gezielte  Nutzung  der  E-Auto-Batterien  als  Stromspeicher  zur
Netzstabilisierung Abhilfe schaffen können. 
In jedem Fall ist eine Ertüchtigung der bestehenden Netzinfrastruktur unbedingt notwendig, da
diese andernfalls absehbar überlastet sein wird. Da dies oftmals mit hohem Investitionsaufwand
verbunden  ist,  müssen  von  Landesseite  Anreize  geschaffen  werden,  andernfalls  wird  das
Vorankommen der Elektromobilität massiv behindert werden. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung
Kapitel 09 02
Titel 633 11
ggf. Seite 32
Zweckbestimmung Zuschüsse zur Übernahme der 

Essenskosten an Ganztagsschulen und in 
Kindertagesstätten

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

500.000 500.000 +100.000 +100.000 600.000 600.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die bislang angesetzten Mittel reichen nicht aus, um die im vergangenen Jahr entstandenen 
Kostensteigerungen aufzufangen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung

Kapitel 09 03

Titel 633 45

ggf. Seite 45

Zweckbestimmung Zuweisung für Inklusion

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

200.000 200.000 +450.000 +450.000 650.000 650.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Inklusion  ist  ein  Menschenrecht,  das  die  Unterschiedlichkeit  aller  anerkennt  und  auf  die
individuellen  Bedürfnisse eingeht.  Dieser gesellschaftliche Anspruch sollte  auch einen hohen
Stellenwert in der frühkindlichen Bildung einnehmen. Inklusion im Kindergarten verfolgt das Ziel,
jedes  Kind  mit  seinen  individuellen  Fähigkeiten  und  Bedürfnissen  wertzuschätzen  und  zu
fördern. Im Sinne der Inklusion werden gemischte Gruppen gebildet, in denen Kinder mit und
ohne besonderen Bedarf gemeinsam spielen und lernen. Für die Einrichtungen und Fachkräfte
ist das mit großen pädagogischen Anstrengungen verbunden. Ein kindzentrierter Ansatz wird
diesen  Bemühungen  nicht  gerecht.  Aus  diesem  Grund  muss  inklusive  Bildung
einrichtungsbezogen  weiterentwickelt  und  die  Zuweisungen  für  Inklusion  hinreichend  erhöht
werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung

Kapitel 09 03

Titel 633 49 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Förderung von Kindergartenkindern bei der 

Bewältigung pandemiebedingter 
Entwicklungs- und Lernrückstände

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+5.000.000 +5.000.000 5.000.000 5.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Die Mittel  werden eingesetzt,  um Entwicklungs-  und Lernrückstände bei Kindergartenkindern
abzubauen.  Dazu  gehört  es,  ausreichend  pädagogische  Kita-Fachkräfte  einzusetzen  und
begleitende Fördermaßnahmen anzubieten.

Begründung des Antrags:

Für die Jahre 2021 und 2022 beschloss die Bundesregierung das Programm „Aufholen nach
Corona für Kinder und Jugendliche“. Das Aktionsprogramm unterstützte die Schülerinnen und
Schüler  bei  der  Bewältigung  pandemiebedingter  Lernrückstände.  Mit  den  Maßnahmen  des
Landeskonzepts CHANCEN@lernen.rlp wurden alle Kompetenzbereiche abgedeckt – von der
Förderung  sozialer  Kompetenzen  bis  zu  Bewegungsangeboten  im  schulischen  und
außerschulischen Bereich. Die Corona-Pandemie belastete jedoch Kinder aller  Altersgruppen
gleichermaßen.  Da  es  bislang  keine  expliziten  Unterstützungsmaßnahmen  für
Kindergartenkinder  gab,  müssen  Landesmittel  für  ein  Kita-Förderprogramm  zur  Verfügung
gestellt  werden,  um  auch  im  Bereich  der  frühkindlichen  Bildung  die  Entwicklungs-  und
Lernrückstände abzubauen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung

Kapitel 09 03

Titel 633 50 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Förderung von Medienerziehung in 

Kindertagesstätten

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+5.000.000 +5.000.000 5.000.000 5.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Die Mittel werden zur Stärkung der Medienerziehung in Kindertagesstätten eingesetzt. Mit den
hier eingestellten Mitteln sollen Maßnahmen gefördert werden, die ein durchgängiges Konzept
für die Förderung der Medienkompetenz vom Kindergarten bis zur Schule erarbeitet.

Begründung des Antrags:

Der  Umgang  mit  Medien  –  ob  in  Printform  oder  digital  –  ist  im  21.  Jahrhundert  zu  einer
Kulturtechnik  avanciert.  Schon  die  Jüngsten  kommen  mit  verschiedenen  Medienformaten  in
Kontakt und so erscheint es sinnvoll, Kinder bereits im Vorschulalter an Medien heranzuführen.
Im  Rahmen  einer  Medienerziehung  im  Kindergarten  gilt  es,  Kinder  mit  verschiedenen
Medienformaten  und  Gestaltungsmöglichkeiten  vertraut  zu  machen,  ihnen  eine
Orientierungshilfe anzubieten und ihre Medienkompetenz zu stärken.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung

Kapitel 09 03

Titel 633 51 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Sonderprogramm „Frühkindliche Betreuung 

für aufgrund des Krieges aus der Ukraine 
geflüchtete Kinder“

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+500.000 +500.000 500.000 500.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Mit einem Sonderprogramm in Höhe von 500.000 Euro sollen Kindertagesstätten finanziell und
personell  ausgestattet  werden,  um  frühkindliche  Betreuung  für  aus  der  Ukraine  geflüchtete
Kinder umzusetzen.

Begründung des Antrags:

Aufgrund des Krieges in der Ukraine sind seit Ende Februar 2022 Millionen Menschen auf der
Flucht – schätzungsweise 60 Prozent davon sind Kinder und Jugendliche. Mit Stand zum 07.
November  2022  sind  in  28  Jugendamtsbereichen  536  Kinder  in  Kindertagesstätten
aufgenommen  worden.  Kindertagesstätten  müssen  auf  die  Bewältigung  dieser  Aufgabe
vorbereitet  und  entsprechend  ausgestattet  werden.  So  wird  es  einen  steigenden
Betreuungsplatzbedarf für die aufgrund des Krieges aus der Ukraine geflüchteten Kinder geben
und  zusätzlich  braucht  es  personelle  Ressourcen,  um ihnen  bestmögliche  Teilhabe  an
frühkindlicher Bildung und Integration zukommen zu lassen. Es gilt  außerdem, die Kinder mit
Fluchterfahrung  psychologisch  zu begleiten  und  durch Maßnahmen der  Sprachförderung zu
unterstützen.  Um  diesen  humanitären  Aufgaben  gerecht  zu  werden,  braucht  es  ein
Sonderprogramm in Höhe von 500.000 Euro – analog zu dem Titel 09 19 427 03 129, der die
Finanzierung von Vollzeiteinheiten zur Beschulung ukrainischer Schüler abdeckt.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung

Kapitel 09 03
Titel 883 41 neu
ggf. Seite
Zweckbestimmung Zuweisungen für die Förderung eines Kita-

Bauprogramms

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+15.000.000 +15.000.000 15.000.000 15.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Mit  Inkrafttreten  des  Kita-Zukunftsgesetzes  wird  eine  Betreuungslücke  geschlossen  und  die
Beitragsfreiheit  auf  alle  Zweijährigen  ausgeweitet.  Um  dieser  neuen  Realität  vor  Ort  zu
entsprechen  und  die  Kita-Träger  zu  unterstützen,  sind  umfangreiche  qualitätsorientierte
Erweiterungs- und Umbaumaßnahmen erforderlich.

Begründung des Antrags:

Nach  Schätzungen  der  Arbeitsstelle  Kinder-  und  Jugendhilfestatistik  des  Deutschen
Jugendinstituts werden im Zuge des Kita-Zukunftsgesetzes umfangreiche bauliche Maßnahmen
bis mindestens Mitte der 2020er Jahre notwendig sein. Schon jetzt leiden die Kindertagesstätten
unter  der  räumlichen  Situation.  Die  Rahmenbedingungen  entsprechen  keinesfalls  den
pädagogischen  Zielsetzungen  und  Ansprüchen  einer  Übermittagsbetreuung:  Küchen  sind  zu
klein,  es  gibt  nicht  ausreichend  Platz  in  den  Speisesälen  und  Ruheräumen.  Insofern  sind
bauliche  Erweiterungsmaßnahmen  zwingend  erforderlich.  Für  diese  muss  das  Land  eine
angemessene finanzielle Unterstützung leisten. Ein Kita-Bauprogramm würde diesem Umstand
Rechnung tragen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung

Kapitel 09 19

Titel 633 04

ggf. Seite 91

Zweckbestimmung Zuweisungen an Gemeinden und 
Gemeindeverbände aus dem 
Unterstützungsfonds gem. § 109b SchulG

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

10.000.000 10.000.000 + 129.168 + 129.168 10.129.168 10.129.168

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Mit Blick auf Inklusion sollte auch der Einsatz von Telepräsenzrobotern (sogenannte Avatare) im
Landeshaushalt  für  die  Haushaltsjahre  2023  und  2024  berücksichtigt  werden.  Kindern  und
Jugendlichen,  die  aus  medizinischen  Gründen  nicht  am Schulunterricht  teilnehmen  können,
ermöglicht ein Avatar eine soziale und schulische Teilhabe. Um einen flächendeckenden Einsatz
der  Telepräsenzroboter  zu  gewährleisten,  sollte  eine  Grundversorgung  mittel  jährlicher
Anmietung von 36 Avataren (ein Roboter pro Landkreis bzw. kreisfreier Stadt) eingeleitet werden
–  mit  einer  zentralen  Koordinationsstelle,  sodass  diese  bedarfsweise  zur  Verfügung  gestellt
werden können. Die Langzeitmiete beträgt monatlich 299 Euro pro Avatar.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung
Kapitel 09 19
Titel 883 77
ggf. Seite 102
Zweckbestimmung Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden 

und Gemeindeverbände

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

1.600.000 1.600.000 +330.000 +330.000 1.930.000 1.930.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die bislang angesetzten Mittel reichen nicht aus, um die in den vergangenen Jahren
entstandenen Baukostensteigerungen aufzufangen.

Da die Ausgaben der Titelgruppe 77 gegenseitig deckungsfähig sind, wird nur ein Titel der 
Titelgruppe erhöht. 

46



49

Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung
Kapitel 09 19
Titel 893 78
ggf. Seite 104
Zweckbestimmung Zuschüsse an Privatschulen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

75.000 75.000 +11.250 +11.250 86.250 86.250

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die bislang angesetzten Mittel reichen nicht aus, um die in den vergangenen Jahren
entstandenen Baukostensteigerungen aufzufangen.

Da die Ausgaben der Titelgruppe 78 gegenseitig deckungsfähig sind, wird nur ein Titel der 
Titelgruppe erhöht. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung
Kapitel 09 19
Titel 883 79
ggf. Seite 105
Zweckbestimmung Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden 

und Gemeindeverbände

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

10.800.000 10.800.000 +2.025.000 +2.025.000 12.825.000 12.825.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die bislang angesetzten Mittel reichen nicht aus, um die in den vergangenen Jahren
entstandenen Baukostensteigerungen aufzufangen.

Da die Ausgaben der Titelgruppe 79 gegenseitig deckungsfähig sind, wird nur ein Titel der 
Titelgruppe erhöht. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung
Kapitel 09 19
Titel 883 81
ggf. Seite 106
Zweckbestimmung Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden 

und Gemeindeverbände

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

4.500.000 4.500.000 +682.500 +682.500 5.182.500 5.182.500

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die bislang angesetzten Mittel reichen nicht aus, um die in den vergangenen Jahren
entstandenen Baukostensteigerungen aufzufangen.

Da die Ausgaben der Titelgruppe 81 gegenseitig deckungsfähig sind, wird nur ein Titel der 
Titelgruppe erhöht. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung
Kapitel 09 19
Titel 883 82
ggf. Seite 107
Zweckbestimmung Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden 

und Gemeindeverbände

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

26.400.000 26.400.000 +4.867.500 +4.867.500 31.267.500 31.267.500

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die bislang angesetzten Mittel reichen nicht aus, um die in den vergangenen Jahren
entstandenen Baukostensteigerungen aufzufangen.

Da die Ausgaben der Titelgruppe 82 gegenseitig deckungsfähig sind, wird nur ein Titel der 
Titelgruppe erhöht. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 09 Ministerium für Bildung

Kapitel 09 27
Titel 422 71 neu
ggf. Seite
Zweckbestimmung Förderung der Berufsorientierung

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+2.000.000 +2.000.000 2.000.000 2.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Maßnahmen zur beruflichen Orientierung sollen zukünftig an allen weiterführenden Schulen in
Rheinland-Pfalz  verankert  werden.  Mit  einem  Betrag  von  2.000.000  Euro  werden  dafür
zusätzlich bis zu 1.000 Lehrerwochenstunden (rund 40 Vollzeiteinheiten) zur Verfügung gestellt.

Begründung des Antrags:

Berufliche Orientierung ist die Grundlage für ein selbstbestimmtes Leben. Das Aktionsprogramm
‚Berufsorientierung‘  greift  diesen Ansatz auf  und unterstützt  Schülerinnen und Schüler  durch
vielfältige  berufswahlorientierte  Aktivitäten  –  vor  allem  an  rheinland-pfälzischen  Realschulen
plus, integrierten Gesamtschulen, Berufsbildenden Schulen und Förderschulen. Dieser Ansatz
soll  fortan an allen weiterführenden Schulen angeboten und gefördert werden. Insbesondere
Gymnasien sollen an den Maßnahmen (wie Übergangscoach, Praxistag) partizipieren. Ziel muss
es sein, alle Schülerinnen und Schüler bei dem Übergang in Ausbildung, Studium und Beruf
fundiert zu begleiten.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 12 Hochbaumaßnahmen und 
Wohnungsbauförderung

Kapitel 12 20

Titel 682 72

ggf. Seite 33

Zweckbestimmung Zuschuss an den Landesbetrieb 
Liegenschafts- und Baubetreuung

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

294.000.000 283.000.000 +2.500.000 +2.500.000 296.500.000 285.500.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Für die baulichen Maßnahmen am Amtsgericht Bitburg werden in den Jahren 2023 und 2024 
zusätzlich jeweils 2,5 Millionen Euro bereitgestellt.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 12 Hochbaumaßnahmen und 
Wohnungsbauförderung

Kapitel 12 25

Titel 526 71

ggf. Seite 48

Zweckbestimmung Kosten für Sachverständige

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

165.000 165.000 +150.000 +150.000 315.000 315.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Sachverständige  werden  damit  beauftragt,  zwei  Gutachten  zu  erstellen.  Zum  einen  soll
festgestellt  werden, wie viele Studentenwohnungen in Rheinland-Pfalz existieren. Gleichzeitig
muss ermittelt  werden,  in  welchem Maß die  Anzahl  der  existierenden Studentenwohnungen
erhöht werden muss, um der Energiepreissteigerung und der damit verbundenen Steigerung der
Nebenkosten entgegenzuwirken. Zum anderen soll grundsätzlich festgestellt  werden, wie sich
eine  Sanierungsquote  im  Bereich  des  sozialen  Wohnungsbaus  beziffern  lässt,  damit  eine
Sanierungsstrategie auf einer festen Datenbasis entwickelt werden kann.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 02

Titel 526 22

ggf. Seite 48

Zweckbestimmung Maßnahmen zur Verbesserung des 
Tierschutzes

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

30.000 30.000 +70.000 +70.000 100.000 100.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Um Forschungsarbeiten in diesem Bereich ernsthaft unterstützen zu können, wird ein deutlich 
höherer Ansatz benötigt.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 02

Titel 686 04

ggf. Seite 71

Zweckbestimmung Mittel zur Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

430.000 430.000 +25.000 +25.000 455.000 455.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die lokale Bekämpfung invasiver Arten erfolgt aktuell meist durch ehrenamtliche Helfer. Dieses
Engagement  gilt  es  zu  stärken,  da  solche  Arten  eine  Bedrohung  für  heimische  Tiere  und
Pflanzen gleichermaßen darstellen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 10

Titel 422 01

ggf. Seite 112

Zweckbestimmung Bezüge der planmäßigen Beamten

Stellenplan

Amts-/Dienst- 
Bezeichnung

BesGr./
EntgeltGr.

Ea
Reg.-Vorlage Änderung (+/-) Ansatz (Neu)
2023 2024 2023 2024 2023 2024

Regierungsrat A13 III 7 7 +3 +3 10 10

Amtsrat A12 III 11,5 11,5 +3 +3 14,5 14,5

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Die Gesamtsumme der Stellen wird auf 771,25 angehoben.

Begründung des Antrags:

Damit der Landesbetrieb Landesforsten seine Aufgaben im Bildungsbereich wahrnehmen kann, 
werden mehr Regierungs- und Amtsräte benötigt. Es entstehen Mehrkosten von 300.000 Euro.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie und Mobilität

Kapitel 14 10
Titel 682 11
ggf. Seite 116
Zweckbestimmung Zuschüsse für Leistungen des 

Landesbetriebs Landesforsten Rheinland-
Pfalz

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

82.318.900 82.318.900 +300.000 +300.000 82.618.900 82.618.900

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Damit der Landesbetrieb Landesforsten seine Aufgaben im Bildungsbereich wahrnehmen kann, 
werden mehr Regierungs- und Amtsräte benötigt. Es entstehen Mehrkosten von 300.000 Euro.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 11

Titel 711 02

ggf. Seite 140

Zweckbestimmung Baumaßnahmen am Nationalpark

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

0 0 +150.000 +150.000 150.000 150.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

„Leertitel“ wird gestrichen.

Begründung des Antrags:

Es werden Mittel für Planung und Bau von Radwegen benötigt, die eine bessere Anbindung an 
den Nationalpark ermöglichen, beispielsweise aus Richtung Idar-Oberstein oder Birkenfeld.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 16

Titel 686 07 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Förderprogramm „Reparaturbonus“

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+500.000 +500.000 500.000 500.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung.

Begründung des Antrags:

Wie  auch  in  anderen  Bundesländern  bewährt,  startet  nun  in  Rheinland-Pfalz  das
Förderprogramm „Reparaturbonus“.  Unter  dem Motto  „reparieren  statt  entsorgen“  sollen  die
Reparaturkosten  für  defekte  Haushaltsgeräte  durch  einen  Zuschuss  des  Landes  gesenkt
werden.  Somit  können  Elektrogeräte  länger  nutzbar  gemacht  werden  und  gleichzeitig  wird
Elektroschrott reduziert. Die Höhe der Erstattungen beträgt maximal 100 Euro pro Person pro
Kalenderjahr.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 16

Titel 892 01

ggf. Seite 207

Zweckbestimmung Zuschüsse für Investitionen im Klimabereich 
an private Unternehmen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

13.700.000 12.000.000 +3.000.000 +3.000.000 16.700.000 15.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die Bedeutung von Wasserstoff als Energieträger ist unbestritten und wird in den kommenden
Jahren noch zunehmen. Es gilt frühzeitig und ausreichend Anreize für private Unternehmen zu
schaffen, sodass diese in verstärktem Maße Investitionen in diesem Bereich tätigen.
Jenseits  des  in  der  Erläuterung  beschriebenen  “Hy4Chem  -  Wasserstoff  für  eine  CO2-
emissionsfreie  Chemie“  der  BASF müssen  weitere  Projekte  gefördert  werden.  Zum Beispiel
können  hierüber  Mittel  für  den  Flughafen  Hahn  bereitgestellt  werden,  um  perspektivisch
Wasserstofftechnologie vor Ort so einzubinden, dass er vollständig CO2-frei wird.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 17

Titel 893 72

ggf. Seite 232

Zweckbestimmung Zuschüsse für Investitionen im 
Energiebereich an Sonstige

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

305.000 305.000 +10.000.000 +10.000.000 10.305.000 10.305.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Durch den Wegfall  von Bundesfördermitteln und die gesetzten Ziele der Landesregierung im
Bereich  der  erneuerbaren  Energien  ist  das  Vorhalten  von  Fördermitteln  des  Landes  für
Privatpersonen im Bereich PV unabdingbar. Dabei muss auch der Erwerb von Batteriespeichern
landesseitig  unterstützt  werden.  Dafür  braucht  es  neue  Förderprogramme.  Um  diese
Programme attraktiv zu gestalten, müssen sie Kumulativ mit anderen Fördermitteln sein.
Außerdem  werden  über  diesen  Titel  Sanierungsmaßnahmen  im  Altbau  gefördert,  wenn  auf
Solarthermie umgestiegen wird.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 17

Titel 894 72 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung PV-Pilotprojekt: Solardach über Autobahnen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+5.000.000 +5.000.000 5.000.000 5.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Das Land Rheinland-Pfalz startet mit einer Pilotprojektoffensive den PV-Ausbau an Autobahnen
an  geeigneten  Flächen  und  in  Stadtnähe.  Hierfür  werden  Finanzmittel  für  Investitionen  im
Energiebereich an öffentliche Unternehmen bereitgestellt. Nach einer erfolgreichen Pilotphase
soll das Projekt erweitert werden und Finanzmittel als Fördermittel für private Unternehmen im
Energiebereich bereitgestellt werden.

Begründung des Antrags:

Der  von  der  Koalition  beschlossene  PV-Ausbau  muss  deutlich  gesteigert  werden.  Um den
Kommunen neue Flächen und Möglichkeiten zu erschließen, müssen auch Flächen, die bereits
einer  Nutzung unterliegen,  in  Betracht  gezogen werden.  Vor allem Stadtautobahnen,  die  für
einen gewissen Lärmpegel sorgen, sollten hier in Betracht gezogen werden, da die PV-Anlage
für eine Geräuschdämmung sorgen kann.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 14 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie 
und Mobilität

Kapitel 14 18

Titel 891 01

ggf. Seite 245

Zweckbestimmung Zuwendungen für Investitionen des 
öffentlichen Schienenverkehrs

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

15.139.000 15.740.000 +3.711.000 +3.110.000 18.850.000 18.850.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Die Erhöhungen für 2023 und 2024 werden unter „sonstige Landesmittel“ vermerkt.

Begründung des Antrags:

Veranschlagt sind Investitionszuschüsse für Maßnahmen zur Taktverbesserung, Marktforschung
und zur Ermittlung neuer Haltestellen im SPNV Nord und Süd. Es gilt  hier der Grundsatz, je
erreichte 100.000 Einwohner einen Betrag von 1,30€ je Bürger als Verpflichtungserklärung des
Landes gegenüber den Dachverbänden anzuwenden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 02

Titel 685 04

ggf. Seite 33

Zweckbestimmung Zuwendungen des Landes an die 
Fraunhofer-Gesellschaft

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

2.665.600 2.819.200 +500.000 +500.000 3.165.600 3.319.200

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die zusätzlichen 500.000 Euro sollen gezielt der Wasserstoffforschung zukommen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 05

Titel 685 01

ggf. Seite 59

Zweckbestimmung Zuführungen des Landes für 
Personalaufwendungen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

209.394.100 211.972.700 +3.500.000 +3.500.000 212.894.100 215.472.700

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Um auch zukünftig die flächendeckende ärztliche Versorgung in Rheinland-Pfalz sicherstellen zu
können, ist eine Erhöhung des Ansatzes für Personalaufwendungen notwendig.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 05

Titel 685 21

ggf. Seite 61

Zweckbestimmung Zuweisung des Landes für die 
Universitätsmedizin

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

62.900.800 73.724.000 +3.500.000 +3.500.000 66.400.800 77.224.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Um auch zukünftig die flächendeckende ärztliche Versorgung in Rheinland-Pfalz sicherstellen zu
können,  ist  eine  Steigerung  der  Studienplätze  für  Studenten  der  Humanmedizin  zwingend
erforderlich.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 13

Titel 526 01 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Erstellung einer Marketingstrategie für 

Hochschulen und Universitäten

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+100.000 0 100.000 0

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung.

Begründung des Antrags:

Die Anzahl der rheinland-pfälzischen Studenten nimmt immer weiter ab. Um dieser negativen
Entwicklung  entgegenzuwirken,  muss  in  Kooperation  von  externen  Sachverständigen,
Hochschulen und Universitäten eine Marketingstrategie entwickelt werden, die den Grundstein
dafür legt, die Standortattraktivität des Landes allgemein, aber auch der jeweiligen Einrichtungen
zu steigern.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 13
Titel 548 04 neu
ggf. Seite
Zweckbestimmung Globale Mehrausgabe Sachmittel

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+5.000.000 +5.000.000 5.000.000 5.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung.

Begründung des Antrags:

Die  Sachmitteletats  der  Hochschulen  und  Universitäten sind  nicht  ausreichend  ausgestattet.
Über  die  globale  Mehrausgabe  Sachmittel  kann  den  Einrichtungen  im  Bedarfsfall  weitere
Unterstützung  zukommen.  Diese  Maßnahme  soll  außerdem  verhindern,  dass  weiterhin
Personalmittel umgewidmet werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 20

Titel 526 18 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Gutachten zur Entwicklung der 

medizinischen Versorgung bis 2035

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+200.000 0 200.000 0

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung.

Begründung des Antrags:

Auf Basis der aktuellen Anzahl der Medizinstudienplätze in Rheinland-Pfalz soll ein Gutachten
Aufschluss  darüber  geben,  wie  sich  die  medizinische  Versorgung  –  vor  allem  unter
Berücksichtigung  perspektivischer  Ruhestandszahlen  –  bis  ins  Jahr  2035  entwickelt.  In  der
Konsequenz  soll  das  Gutachten  zeitnah  die  Möglichkeit  eröffnen,  auf  Grundlage  einer
Datenbasis die Kapazitäten an den jeweiligen Standorten auszubauen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 20
Titel 683 01
ggf. Seite 211
Zweckbestimmung Förderung der medizinischen Versorgung in 

ländlichen Regionen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

1.763.000 2.163.000 +2.237.000 +1.837.000 4.000.000 4.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die  Nachbesetzung  freiwerdender  Arztstellen  –  insb.  im  niedergelassenen  Bereich  und  in
ländlichen Regionen – wird sich künftig schwieriger gestalten. Die Altersstruktur der Ärzte im
niedergelassenen  Bereich  ist  besorgniserregend.  Viele  Hausarztpraxen  haben  heute  schon
Schwierigkeiten einen Nachfolger zu finden.  Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, ist hier
ein Mehrbedarf notwendig.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 20

Titel 686 03

ggf. Seite 216

Zweckbestimmung Projekte im Gesundheitswesen, 
insbesondere Telemedizin und 
Digitalisierung

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

829.000 829.000 +1.171.000 +1.171.000 2.000.000 2.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Punkt 3 der Erläuterung wird in den Jahren 2023 und 2024 auf 1.421.000 Euro erhöht.

Begründung des Antrags:

Für den o.g. Titel wurden 2022 1.050.000 EUR in den damaligen Haushaltsentwurf eingestellt. 
Vor dem Hintergrund der fortschreitenden notwendigen Digitalisierung und dem Ziel der 
Fortführung der bereits aufgelegten Projekte z.B. „Gemeindeschwester plus“, erscheint eine 
Kürzung des Ansatzes wenig sinnvoll. 
Die Digitalisierung ist ein Baustein zur Sicherstellung der gesundheitlichen Versorgung im 
Gesundheitswesen insbesondere im ländlichen Raum. 
Digitalisierung und Telemedizin müssen weiterentwickelt werden. 
Neue digitale Versorgungansätze und Konzepte müssen entwickelt und etabliert werden.

Die Landesregierung sollte weitere Digitalisierungsprojekte im Gesundheitswesen aufsetzen.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 20

Titel 686 05

ggf. Seite 217

Zweckbestimmung Psychologische Versorgung im Ahrtal

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

421.900 361.500 +78.100 +138.500 500.000 500.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Die  Menschen  und  Helfer  im  Ahrtal  hatten  und  haben  nach  der  Naturkatastrophe  große
psychische und physische Belastungen zu bewältigen. Der niedrigschwelligen Akutbehandlung
der traumatisierten Menschen muss eine langfristige und professionelle Versorgung folgen. 
Fachkräfte  sehen  einen  jahrelangen  psychologischen  Hilfebedarf  um  eine  Verfestigung  von
vorübergehenden zu dauerhaften psychischen Erkrankungen zu verhindern. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 15 Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit

Kapitel 15 23

Titel 633 02

ggf. Seite 247

Zweckbestimmung Kostenerstattung nach dem Landesgesetz 
über die Eingliederung der 
Gesundheitsämter in die Kreisverwaltungen 
sowie dem Landesgesetz zu dem 
Abkommen über die Einrichtung und 
Finanzierung der Akademie für öffentliches 
Gesundheitswesen in Düsseldorf

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

54.125.000 55.087.900 +8.332.000 +7.369.100 62.457.000 62.457.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Um die Digitalisierung und Synchronisierung der Gesundheitsämter vorantreiben zu können, ist 
hier ein Mehrbedarf notwendig, damit die technische als auch die personelle Ausstattung erhöht 
sowie verbessert werden können.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen

Kapitel 20 01

Titel 053 02

ggf. Seite 11

Zweckbestimmung Grunderwerbsteuer (Entstehung ab dem 
01.03.2012)

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

810.800.000 825.200.000 -80.000.000 -80.000.000 730.800.000 745.200.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Die Erhebung der Grunderwerbsteuer wird beim Erwerb der Erstimmobilie bis zur Höhe von 
500.000 Euro ausgesetzt.

Begründung des Antrags:

Um gerade jungen Familien trotz der gestiegenen Baukosten den Erwerb einer Immobilie zu
ermöglichen, werden die Gesamtkosten durch den landesseitigen Verzicht auf die Erhebung der
Grunderwerbsteuer bei Erstimmobilien, die einen Kaufpreis von 500.000 Euro nicht übersteigen,
reduziert.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen
Kapitel 20 02
Titel 359 01
ggf. Seite 18
Zweckbestimmung Entnahme aus der 

Haushaltssicherungsrücklage

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

469.440.000 280.560.000 +225.311.273 +235.981.873 694.751.273 516.541.873

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle werden wie folgt geändert:

Die Erläuterungen werden entsprechend angepasst.

Begründung des Antrags:

In Krisenzeiten ist eine Entnahme aus der Haushaltssicherungsrücklage geboten. Die Mittel 
dienen der Finanzierung notwendiger Investitionen, Förderprogramme und der Stabilisierung der 
Kommunalhaushalte.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen

Kapitel 20 02

Titel 461 01

ggf. Seite 20

Zweckbestimmung Globale Mehrausgabe für  
Personalausgaben

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

450.600.000 593.400.000 -250.000.000 -250.000.000 200.600.000 343.400.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Laut den Ist-Listen wurden über diesen Titel  zum 31.12.2021 keine Mittel  abgerufen und es
bestanden Reste von 93 Millionen Euro. Bis Ende Oktober 2022 wurden ebenfalls keine Mittel
abgerufen.  Deswegen  kann  ein  Teil  der  dort  veranschlagten  Gelder  für  andere  Maßnahme
eingesetzt werden.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen

Kapitel 20 02

Titel 461 02 neu

ggf. Seite 20

Zweckbestimmung Globale Mehrausgabe Abschaffung 
Kostendämpfungspauschale

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+22.000.000 +22.000.000 22.000.000 22.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

Das Anhörverfahren zur Kostendämpfungspauschale hat verdeutlich, dass sie abgeschafft 
werden muss. Dadurch entstehen dem Land jährliche Kosten von ca. 22 Millionen Euro.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen

Kapitel 20 02

Titel 548 05 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Globale Mehrausgabe Dienstreisen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+5.900.000 +5.900.000 5.900.000 5.900.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Ausnahmslos für die Erhöhung der Tagegelder und der Wegstreckenentschädigung.

Begründung des Antrags:

Die Wegstreckenentschädigung im öffentlichen Dienst muss – auch für Anwärter – auf 35 Cent
pro Kilometer erhöht werden. Außerdem bedarf es einer Anpassung der Tagegelder. Bei einer
Abwesenheit  von mehr als acht Stunden werden 14 Euro und bei einer Abwesenheit  von 24
Stunden  28  Euro  gezahlt.  Dadurch  entstehen  im  Bereich  der  Wegstreckenentschädigung
zusätzliche Kosten von 3,8 Millionen Euro und im Bereich der Tagegelder Mehrkosten von 2,1
Millionen Euro. 
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen

Kapitel 20 06

Titel 613 01 

ggf. Seite S. 61

Zweckbestimmung Schlüsselzuweisungen an die Gemeinden 
und Gemeindeverbände

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

2.112.616.600 2.080.771.600 +35.000.000 +95.000.000 2.147.616.600 2.175.771.600

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle bleiben unverändert.

Begründung des Antrags:

In den Jahren 2023 und 2024 muss der Investitionszuschlag von 5 auf 10% erhöht werden – von
35 Mio. Euro auf 70 Mio. Euro. Außerdem muss die Finanzausgleichsmasse auch im Jahr 2024
300 Mio. Euro über der Summe vom Jahr 2022 liegen. Dazu bedarf es weiterer 60 Mio. Euro.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen

Kapitel 20 06

Titel 613 13 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Zuweisungen aus Härtefallfonds für 

benachteiligte Kommunen

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+100.000.000 0 100.000.000 0

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung

Begründung des Antrags:

Für Kommunen, die durch Neuregelung des LFAG schlechter gestellt werden, bedarf es einer
Sonderregelung im Rahmen eines Härtefallfonds. Dieser Fonds hat ein Volumen von 100 Mio.
Euro.  Er  hat  ebenfalls  zum  Ziel,  möglichen  Klagen  von  benachteiligten  Kommunen
vorwegzugreifen,  damit  nicht  erneut  vor  Gericht  über  die  Verfassungsmäßigkeit  des  KFA
verhandelt werden muss.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen

Kapitel 20 06

Titel 883 24 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Zuweisungen zur Kompensation des 

Wegfalls der Straßenausbaubeiträge

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+40.000.000 +40.000.000 40.000.000 40.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung

Begründung des Antrags:

Die Straßenausbaubeiträge müssen vollständig abgeschafft werden. Die den Kommunen 
entstehenden Mindereinnahmen werden durch das Land kompensiert. Rheinland-Pfalz würde 
somit dem Beispiel anderer Bundesländer folgen, die diesen Weg bereits erfolgreich beschritten 
haben.
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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER
zum Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023/2024

Einzelplan 20 Allgemeine Finanzen

Kapitel 20 06

Titel 883 25 neu

ggf. Seite
Zweckbestimmung Zuweisungen zur Förderung kommunaler 

Siedlungsgesellschaften

Regierungsvorlage
Ansatz

Änderung
+ mehr    /  - weniger

Ansatz
neu

2023 2024 2023 2024 2023 2024
in Euro

+20.000.000 +20.000.000 20.000.000 20.000.000

Die Erläuterungen zu der vorgenannten Haushaltsstelle erhalten folgende Fassung:

Keine Erläuterung

Begründung des Antrags:

Kommunale  Siedlungsgesellschaften  leisten  einen  erheblichen  Beitrag  zur  Schaffung  von
bezahlbarem Wohnraum. Dabei tragen sie sowohl dem demographischen Wandel als auch den
steigenden  Mietkosten  Rechnung.  Wohnungsbaugesellschaften  in  kommunaler  Trägerschaft
unterstützen die  Entspannung der  Situation  auf  dem Immobilienmarkt  im Einklang  mit  einer
positiven Stadtentwicklung.
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